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Bonn, den 24. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Internationale Polizeikonvention 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1968 
- Drucksache V/3039 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 183. Sitzung am 26. Juni 
1968 den nachstehenden Antrag des Innenausschusses - Druck- 
sache V/3039 - angenommen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Bemühungen entsprechend dem Bericht vom 
27. Dezember 1967 fortzusetzen; 

2. bis zum 31. Oktober 1968 einen weiteren Bericht vor- 
zulegen." 

Gemäß Nummer 2 dieses Besdilusses berichte ich namens der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt: 

1. Zur Verdeutlichung ihrer Bemühungen um das Zustande- 
kommen einer Internationalen Polizeikonvention hat die 
Bundesregierung schon im Bericht vom 27. Dezember 1967 
auf Drucksache V/2433 alle Staaten aufgeführt, mit denen 
auf diplomatischem Wege Fühlung in dieser Angelegenheit 
aufgenommen worden ist. Zu der dortigen Aufzählung 
kommt noch die Regierung Indiens hinzu. 

Die erbetenen Stellungnahmen über die Notwendigkeit, die 
Zweckmäßigkeit und die Aussichten, eine solche internatio- 
nale Übereinkunft zu erreichen, liegen inzwischen im 
wesentlichen vor. Im Ergebnis bestätigen die in Erfahrung 
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gebrachten sachlichen Einlassungen der konsultierten Regie- 
rungen den bereits im vorgenannten Bericht der Bundes- 
regierung unter Nummer 3 sich abzeichnenden Eindruck, daß 
Initiativen zum Abschluß einer Polizeikonvention weder 
erwogen noch ergriffen werden. 

Angesichts der danach unverkennbaren Zurückhaltung hält 
es die Bundesregierung nicht für opportun, auf weitere Er- 
klärungen der Regierungen in diesem Zusammenhang hinzu- 
wirken. Unbeschadet hiervon wird die Bundesregierung 
selbstverständlich einer etwaigen Entwicklung in der Frage 
einer Internationalen Polizeikonvention auch weiterhin 
besondere Aufmerksamkeit widmen und alle konkret er- 
kennbaren Ansätze, die ein solches Übereinkommen zum 
Ziele haben, unterstützen. 

Die Bemühungen in der Beratenden Versammlung des 
Europarates zum Abschluß einer Internationalen Polizei- 
konvention sind nach vorliegenden Informationen bisher 
nicht weiter gediehen. Der von mehreren Mitgliedern der 
Beratenden Versammlung eingebrachte Entwurf einer Emp- 
fehlung in dieser Sache an den Ministerrat liegt noch der 
Juristischen Kommission vor, die sich voraussichtlich in einer 
Sitzung am 6. Dezember d. J. damit befaßt. Hierbei zeichnet 
es sich ab, daß der Empfehlung im großen und ganzen zuge- 
stimmt werden wird. Es braucht nicht betont zu werden, daß 
die Bundesregierung bereit ist, im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten das Vorhaben zu fördern. 
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